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1. PROBLEMSTELLUNG

Aus raumplanerischer Sicht erhält die Landwirtschaft unseren 
Lebensraum und ist zugleich ein eigener Bereich unserer Wirtschaft. 
Im Laufe des 20. Jahrhunderts nahm in der Schweiz, wie in 
zahlreichen anderen Industrieländern, die Besiedlung stark zu. Im 
Gegensatz zur Waldfläche, die seit Beginn des Jahrhunderts unter 
strengem Schutz steht, verlor die Landwirtschaft einen bedeutenden 
Teil des ackerfähigen Kulturlandes.

Was die langfristige Erhaltung der landwirtschaftlichen Nutzflächen 
betrifft, ist die Nachfrage nach neuen Bauzonen heute weniger 
stark als gegen Ende der 80er Jahre. Wie die Konjunkturlage 
und die Entwicklung der Bevölkerung erkennen lassen, wurde der 
Bedarf an Bauzonen in der Vergangenheit überschätzt.

Der Bund konzentrierte seine Bemühungen auf die Erhaltung der 
besten landwirtschaftlichen Böden, die unter dem Oberbegriff 
Fruchtfolgeflächen (FFF) zusammengefasst wurden. Mittels des 
Sachplans Fruchtfolgeflächen von 1992 und der Bundesverordnung 
über die Raumplanung legte der Bund den Mindestumfang der 
Fruchtfolgeflächen für alle Kantone fest und forderte diese auf, 
ihre FFF zu schützen. Die FFF bilden das ackerfähige Kulturland, 
welches Ackerland, Kunstwiesen in Rotation und ackerfähige 
Naturwiesen umfasst. Ihr Zweck ist die Sicherstellung der 
Ernährung des Landes in Krisenzeiten. Dieser Begriff hat sich 
im Laufe der letzten Jahre beträchtlich verändert; heute versteht 
man darunter nicht mehr allein den bewaffneten Konflikt, sondern 
auch Versorgungsengpässe, die durch Umweltschutzaktionen, 
Blockaden oder Boykottaufrufe bedingt sein können. Über dieses 
Ziel hinaus strebt der Sachplan auch den quantitativen Schutz 
der Böden, die langfristige Erhaltung guter Ackerböden und 
die Bewahrung von Grünflächen zwischen den Bauten an. In 
diesem Zusammenhang legt der Ernährungsplan von 1990 für 
den Fall einer erschwerten Versorgung die für die Ernährung der 
schweizerischen Bevölkerung notwendigen Fruchtfolgeflächen auf 
450’000 ha fest.

Gemäss der Bundesgesetzgebung sind die FFF durch raumpla-
nerische Massnahmen sicherzustellen.

Im eidg. Sachplan Fruchtfolgeflächen wurde eine direkte Verbindung 
zwischen der Sicherstellung der Fruchtfolgeflächen und der 
Bemessung der Bauzonengrösse hergestellt. Der Kanton Freiburg 
hatte langfristig seinen Anteil an Fruchtfolgeflächen sicherzustel-
len und Kriterien für die Neubemessung der Bauzonengrösse 
vorzulegen, da er gemäss den Berechnungen des Bundesamtes 
für Raumplanung über die anteilmässig grössten Bauzonen der 
Schweiz verfügte.

Mit der Revision des kantonalen Richtplans vermag der Kanton 
den beiden Forderungen des Bundes nachzukommen.

Wie von der Verordnung über die Raumplanung verlangt, infor-
mierte der Kanton Ende 1995 den Bund über den Umfang seiner 
Fruchtfolgeflächen. Am 31. Dezember 1994 konnte er ca. 36’150 
ha Fruchtfolgeflächen ausweisen. Im Sachplan von 1992 hatte 
der Bund jedoch vom Kanton Freiburg eine Mindestfläche von 
35’900 ha gefordert.
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Im Mai 2002 verteilten sich die landwirtschaftlichen Nutzflächen 
wie folgt:

Dank der Revision des kantonalen Richtplans konnte das Inventar 
der landwirtschaftlichen Flächen nachgeführt und digital erfasst 
werden. Wie das Total zeigt, erreicht der Kanton 1999 nicht 
mehr den vom Bund geforderten Flächenanteil.

2. GRUNDSÄTZE

ZIELE DER KANTONALEN POLITIK

Der Kanton Freiburg möchte sein hohes Potential im Nahrungs-
mittelsektor wahren, indem er die Flächen mit dem besten land-
wirtschaftlichen Ertragspotential für die Landwirtschaft reserviert. 
Der im kantonalen Richtplan formulierte Vorschlag geht über die 
vom Bund als Fruchtfolgeflächen angesehenen Flächen hinaus. 
Diese Abweichung verfolgt zwei unterschiedliche, doch einander 
ergänzende Ziele:
· Zum einen geht es darum, für die landwirtschaftliche Nutzung 

interessante Flächen in allen Regionen des Kantons zu erhalten, 
selbst wenn gewisse Regionen nur einen bescheidenen Anteil 
an Fruchtfolgeflächen haben.

· Zum anderen soll die siedlungsmässige und wirtschaftliche 
Entwicklung von Regionen mit einem hohen Anteil an 
Fruchtfolgeflächen nicht behindert werden, da diese Regionen 
Teil des vom Kanton gewünschten Siedlungsnetzes sind und zu 
der von den Freiburger Politikern angestrebten Dezentralisierungs-
politik beitragen.

GRUNDSÄTZE ZUM STANDORT

Der Kanton Freiburg beweist seinen Willen, gute landwirtschaft-
liche Böden zu erhalten, indem er Massnahmen ergreift, die 
nicht nur die vom Bund geforderten Fruchfolgeflächen, sondern 
auch die im Kantonsinventar unter die Kategorie B1 fallenden 
Landwirtschaftsflächen betreffen.

Dieses Vorgehen ist notwendig, um über genügend Landwirtschafts-
flächen für die Ernährung der Bevölkerung in Krisenzeiten zu 
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Fruchtfolgeflächen
Fruchtfolgeflächen zwischen 700 und 800 m
Flächen, die notfalls für den Ackerbau genutzt werden können
Flächen, die nur als Wiese genutzt werden können 
Landwirtschaftlich wenig geeignete Flächen

Die grauen Spalten bilden die Fruchtfolgeflächen
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verfügen und eine Lösung zur Sicherstellung der Fruchtfolgeflächen 
vorzuschlagen, welche die wirtschaftliche Entwicklung der Bezirke 
und Gemeinden, in deren Gebiet der überwiegende Teil der 
vom Bund geforderten Flächen liegt, nicht schwerwiegend 
beeinträchtigt.

Der Kanton stellt eine direkte Verbindung zwischen der Sicher-
stellung guter landwirtschaftlicher Böden und der Siedlungsstruktur 
her. Die Siedlungsstruktur, das Siedlungskonzept und das Inventar 
der Arbeitszonen von kantonaler Bedeutung bestimmen die für 
den Kanton gewünschte Raumordnung. Das Kantonszentrum, 
die regionalen und die interkommunalen Zentren sowie die 
Arbeitszonen von kantonaler Bedeutung sind die Hauptbestandteile 
des vom Kanton gewünschten Siedlungs- und Wirtschaftsnetzes. Sie 
sind unabdingbar, um für alle Regionen des Kantons eine daue-
rhafte Entwicklung zu gewährleisten; deshalb schlägt der Kanton 
vor, ihnen die Priorität vor der Erhaltung der Landwirtschaftsflächen 
einzuräumen, ohne dafür Ausgleichsmassnahmen in Betracht zu 
ziehen.

In den übrigen Kantonsgebieten ist nicht vorgesehen, jede 
Möglichkeit einer neuen Inanspruchnahme guter landwirtschaft-
licher Böden zu verhindern, doch diese sollen stets in haushäl-
terischer Weise erfolgen.

Der Kanton hat restriktiver vorzugehen als in der Vergangenheit, 
um den Erwartungen des Bundes zu entsprechen. Das vorges-
chlagene Vorgehen ist schwierig, doch sind genügend Reserven 
an unbebauten Bauzonen vorhanden, um eine solche Methode 
ins Auge fassen zu können.

Es ist jedoch zu betonen, dass die Vorschläge der Gemeinden in 
Sachen Bauzonen sich stets um eine Lösung zu bemühen haben, 
die eine langfristige Siedlungsentwicklung gewährleistet. Das 
Dekret über die Leitideen und Ziele der Raumplanung enthält 
nicht nur einen Grundsatz, mit dem sich die Forderung nach 
der Erhaltung guter landwirtschaftlicher Böden begründen lässt, 
sondern auch zahlreiche Grundsätze zur Konzentration der 
Besiedlung, die von den Gemeinden ebenfalls zu beachten sind. 
Was die Finanzierung von Infrastrukturen betrifft, sind zudem die 
auf Konzentration und Verdichtung des bebaubaren Gebietes 
ausgerichteten Lösungen für die Gemeinden in wirtschaftlicher 
Hinsicht immer günstiger. Die Gemeinden werden also vermutlich 
keinen langfristigen wirtschaftlichen Vorteil daraus ziehen, für die 
Erhaltung guter landwirtschaftlicher Böden weit auseinanderliegende 
Teile des Gemeindegebiets zur Besiedlung vorzuschlagen.

In Anwendung des Grundsatzes der Konzentration der Besiedlung, 
der eine Verringerung der Erschliessungskosten ermöglicht, und 
aufgrund seiner Politik, die Fusion von Gemeinden und die interkom-
munale Raumplanung zu fördern, darf der Kanton im Übrigen die 
Hoffnung hegen, dass sich die Beanspruchung landwirtschaftlicher 
Flächen auf einzelne Orte konzentriert und andere Sektoren der 
Landwirtschaft überlässt.

GRUNDSÄTZE ZUR KOORDINATION

Die Erhaltung guter landwirtschaftlicher Böden gehört zu den 
quantitativen Massnahmen der Bodenerhaltung, die durch die in 
das Bundesgesetz über den Umweltschutz aufgenommenen neuen 
gesetzlichen Bestimmungen in Sachen Bodenschutz vervollständigt 
werden.

Wie sich herausgestellt hat, ist ein einzig auf Flächenerhalt beru-
hender Schutz ungenügend, um die Rentabilität der landwirtschaft-
lichen Produktion auf den erhaltenen Flächen zu gewährleisten. 
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Die unter dem Thema «Bodenschutz» dargestellten Vorschläge 
suchen demzufolge die Bodenqualität zu schützen, um die 
Wirtschaftlichkeit unserer Landwirtschaft zu wahren.

4. UMSETZUNG

AUSWIRKUNGEN AUF DIE PLANUNGSINSTRUMENTE

Ortsplanung

Der Übereinstimmungsbericht muss in grösserem Ausmass als 
bisher Hinweise auf die Erhaltung guter landwirtschaftlicher Böden 
enthalten.


